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271 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Ergänzung des Geſetzes über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der Freien 
Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1923 vom 20. Juni 1923. Vom 16. 7. 1923. 
5 
Der Senat wird ermächtigt, folgende fortlaufende Ausgaben unter Umwandlung bezw. Neu⸗ 
ſchaffung von Beamtenſtellen zu leiſten: 
1. Im Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung, A. Senat: 
Abſchnitt I Stelle!. ae a aa 2 000 000 M 
— Umwandlung von 3 Stellen für Regierungsräte und Regierungsbauräte — Beſ.⸗Gr. X — 
in ſolche für Regierungsräte als Referenten, Regierungs⸗ und Bauräte als Referenten und 


ke EEE I ⅛·˙ AA Äddddddd.ß ̃ͤ v 200 000 M 
— Umwandlung der Stelle 1 Maſchiniſten — Beſ.⸗Gr. III — in eine ſolche für 1 Ober⸗ 


3. Im Haushaltsplan der Verwaltung des Innern, D. Polizeiverwaltung: 
22 TTT ĩ 200 000 M 


RE Be ee '' ' 1 500 000 M 
— Umwandlung von 5 Stellen für Kataſterſekretäre — Beſ.⸗Gr. VI — in ſolche für Kataſter⸗ 
oberſefretäre — Beſ⸗Gr. VII —. 
5. Im Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
a) Sentralverwaltung: 
a nn RT , a 500 000 MN 


8 Wer 


Abſchnitt I Stelle 1f 
— Neuſchaffung 1 Stelle für 1 Oberpoſtinſpektor — Bej.-Gr. IX — 

Abſchnitt 1 Stelle 1 400 000 M 
— Neuſchaffung 1 Stelle für 1 Poſtinſpektor — Beſ.⸗Gr. VIII —. 

Für die neuzuſchaffenden 1+1+1= 3 Stellen fallen unter Abſchnitt I, 11 = 2 Ober; 
poſtſekretäre — Beſ.⸗Gr. VII — und unter Abſchnitt I, Ik 1 Oberpoſtbauſekretär — Beſ. 
Gr. VII — fort. 

b) Poſt- und Felegraphenämler: 


Abschnitt TE Stelle I!!! 1500 000 M 
— Neuſchaffung von 3 Stellen für Poſtamtmänner — Beſ.⸗Gr. 
Abſchnitt II Stelle 1g 50000 en 


— Neuſchaffung von 6 Stellen für Oberpoſtinſpektoren — Beſ.⸗Gr. IX —. 
Für die neuzuſchaffenden 3+6= 9 Stellen fallen unter Abſchnitt II Stelle 1p = 6 Ober 
poſtſekretäre — Beſ⸗Gr. VII — und unter Abſchnitt II Stelle 19 = 3 Obertelegraphenſekretäre 
— Beſ.⸗Gr. VII — fort. 


J Be Eee nn. OO DE 
— Neuſchaffung von 30 Stellen für Walfchaffger — Beſ.⸗Gr. III — 
Abſchnitt II Stelle ix :/ re an 100 000 000 M 


— Neuſchaffung von 10 Stellen für Telegraphenleitungsauſſeher — Bej.-Gr. III —. 


Im Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung: 


d en ee ae 300 000 M 
— Umwandlung der Stelle eines Verwaltungsſekretärs — Beſ.⸗Gr. VI — in eine ſolche für 
1 Regierungsinſpektor — Beſ.⸗Gr. VIII —. 


Im Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung: . 


Abſchmitt G 1 Stelle? — 300 000 M 
— Umwandlung der Stelle einer e Bel; Gr. IV — in eine ſolche für einen 
Verwaltungsſekretär — Beſ.⸗Gr. VI — 8 2 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. 
8 3. . 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Mehrausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus 


eigenen Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen aufgrund der dem 
Volkstag vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 


Danzig, den 16. Juli 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förster. 


272 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz \ 
über völlige Sonntagsruhe im Handelsgewerbe. Vom 16. 7. 1923. 
Reh 


Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter an Sonn- und Feſttagen nicht 


beſchäftigt werden. 


— 8 a ; 5 
Die Beſtimmungen des § 1 finden keine Anwendung: x 
1. auf Arbeiten, die in Notfällen oder im öffentlichen Intereſſe unverzüglich vorgenommen 
werden müſſen; 
2. für einen Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung einer geſetzlich vorgeſchriebenen Inventur, 
ſofern ſie nicht am Werktag vorgenommen werden kann; 
3. auf die Bewachung der Geſchäfts⸗ und Lagerräume, auf Arbeiten zur Reinigung und Inſtand⸗ 
haltung, ſofern dieſe Arbeiten nicht an Werktagen vorgenommen werden können; 
4. auf Arbeiten, die zur Verhütung des Verderbens von Waren erforderlich ſind, ſofern ſie nicht 
an Werktagen vorgenommen werden können; 
5. auf die Beaufſichtigung des Betriebs, ſoweit er nach Ziffer 1—4 an Sonn⸗ und Feſttagen 
ſtattfindet. ’ 

Gewerbetreibende, die Arbeiten der unter Ziffer 1—5 genannten Art vornehmen laſſen, ſind 
verpflichtet, ein Verzeichnis anzulegen, in das für jeden Sonn- und Feſttag die Zahl der beſchäftigten 
Perſonen, die Dauer ihrer Beſchäftigung ſowie die Art der vorgenommenen Arbeiten einzutragen ſind. 
Das Verzeichnis iſt auf Anfordern den Aufſichtsbehörden ($ 8) vorzulegen. 

£ Bei den unter Ziffer 3 und 4 bezeichneten Arbeiten, ſofern ſie länger als drei Stunden dauern 
oder die Beſchäftigten am Beſuche des Gottesdienſtes hindern, ſind dieſe mindeſtens an jedem dritten 
Sonntag von der Arbeit freizulaſſen. 8 


Die Ortspolizeibehörde kann für einen Sonntag vor dem Weihnachtsfeſt, der Senat insgeſamt 
für 4 Sonn- und Feſttage im Jahr, an denen außergewöhnliche Verhältniſſe einen erweiterten Geſchäfts⸗ 
verkehr erforderlich machen, für alle oder für einzelne Geſchäftszweige eine Beſchäftigung bis zu 
6 Stunden, aber nicht über 6 Uhr abends hinaus zulaſſen und die Beſchäftigungsſtunden unter Berück⸗ 
ſichtigung der für den öffentlichen Gottesdienſt beſtimmten Zeit feſtſetzen. 


8 4. 

Für das Speditions- und Schiffsmaklergewerbe, ſowie für andere Gewerbebetriebe, ſoweit es 
ſich um Abfertigung und Erpedition von Gütern handelt, kann der Senat eine Beſchäftigung bis zu 
2 Stunden zulaſſen. 

i 8 5. 
s Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf Geſchäftsbetriebe der Verſicherungsunternehmer 
einſchl. der Vereine zur Verſicherung auf Gegenſeitigkeit, der Verſicherungsagenten und der Sparkaſſen 


entſprechende Anwendung. \ 


8 6. 

Der Senat iſt befugt, für eine Gemeinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren 
Apotheken an Sonn- und Feſttagen oder während beſtimmter Stunden dieſer Tage abwechſelnd einen 
Teil der Apotheken zu ſchließen. Die Schließung kann bis 8 Uhr morgens des nächſten Tages aus⸗— 
gedehnt werden. 

An den geſchloſſenen Apotheken iſt an ſichtbarer Stelle ein Aushang anzubringen, der die z. Zt. 
offenen Apotheken bekannt gibt. : 

Wird von dem Recht der Schließung fein Gebrauch gemacht oder bleibt die Apotheke an Sonn⸗ 
und Feſttagen länger als 6 Stunden geöffnet, jo müſſen pharmazeutiſchen Dienftangeftellten für jeden 
Sonn- und Feſttag, an dem ſie beſchäftigt werden, einen Wochentag oder zwei Nachmittage frei⸗ 
gegeben werden. f 6 

BL 


Fä,ür Handelsbetriebe, deren vollſtändige oder teilweiſe Ausübung an Sonn- und Feſttagen zur 
Befriedigung täglicher? oder an dieſen Tagen beſonders hervorgetretener Bedürfniſſe der Bevölkerung 


erforderlich ift, können durch Verfügung des Senats nach Anhören der beteiligten Arbeitgeber ⸗ und 
Arbeitnehmerorganiſationen Ausnahmen von den Beſtimmungen des 8 1 bis zur Dauer von 2 Stunden 
zugelaſſen werden. Die Waren, deren Verkauf geſtattet wird, ſind dabei genau zu bezeichnen. Sie 
ſind auf Fleiſchwaren, Backwaren, Fiſche, friſches Obſt und Gemüſe, Milch, Eis, friſche Blumen, Kränze 
und Zeitungen zu beſchränken. Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter, die hierbei beſchäftigt werden, ſind 
mindeſtens an jedem dritten Sonntag von der Arbeit freizulaſſen. Für je 6 an Sonntagen geleiſtete 
Arbeitsſtunden müſſen 1 Wochentag oder 2 Nachmittoge freigegeben werden. 
88. 
Die Aufſicht über die Ausführung dieſes Geſetzes wird neben den ordentlichen Polizeibehörden 
dem Gewerbeaufſichtsamt übertragen. Sie regelt fi nach den Beſtimmungen des § 189 0 Abſatz I der 
Reichsgewerbeordnung. = 


Mit Geldſtrafe bis zu 600 000 Mark, im Unvermögensfall mit Haft wird beſtraft, wer den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuwider Gehilfen, Lehrlinge oder Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonn- 
und Feſttagen beſchäftigt. 

Mit Geldſtrafe bis zu 60000 Mark, im Unvermögensfalle mit Haft wird beſtraft, wer es 
unterläßt, der durch $ 2 Abſatz 2 für ihn begründeten Verpflichtung nachzukommen. 


8 10. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tag ſeiner Verkündung in Kraft. Mit demſelben Tage werden 
die Verordnungen über Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und in Apotheken vom 5. Februar 1919 
(Reichsgeſetzbl. S. 176) und der $ 105 b Abſ. 2 der Gewerbeordnung aufgehoben, desgleichen die 88 105 c 
und 105 d inſoweit als ſie die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe regeln. 


Danzig, den 16. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm. Fuchs II. 


273 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
zur einheitlichen Durchführung des Sechsuhrladenſchluſſes. Vom 16. 7. 1923. 


Artikel 1. 
ö Die Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten während der Zeit der 
wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. 3. 19 (Reichsgeſetzbl. S. 315) wird dahin geändert: 
3 9 erhält folgende Faſſung: 5 
e Von 6 Uhr. abends bis 7 Uhr morgens müſſen offene Verkaufsſtellen mit Ausnahme der 
Apotheken für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen fein. Die beim Ladenſchluß ſchon anweſenden 
Kunden dürfen noch bedient werden. f 
Während der Zeit, wo Verkaufsſtellen auf Grund des Abſatzes 1 geſchloſſen ſein müſſen, iſt 
der Verkauf von Waren der in dieſen Verkaufsſtellen geführten Art allgemein, alſo auch das Feil⸗ 
halten auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten oder ohne 
vorherige Beſtellung von Haus zu Haus im ſtehenden Gewerbebetrieb ſowie im Umherziehen 
verboten. N 
Das gleiche gilt für den Verkauf ſolcher Waren, ſoweit er nicht zum ſofortigen Genuß 
oder Verbrauch erfolgt, in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Konditoreien, Apotheken, Barbier⸗ und 
Friſeurgeſchäften, Automatenbetrieben und Veranſtaltungen, die nicht lediglich dem Sport oder der 
Wohlfahrt dienen, 3 | 


777 5 

Vor 7 Uhr, jedoch nicht vor 5 Uhr morgens, dürfen Sebensmittelgeſchäfte im Fall dringenden 
Bedarfs nach näheren Beſtimmungen der Ortspolizei geöffnet ſein. 

Die Ortspolizeibehörden haben vor Genehmigung der Ausnahmen die Außerung des zuſtändigen 
Aufſichtsbeamten (§ 16) einzuholen und dieſem die erteilte Ausnahmegenehmigung in Abſchrift 
mitzuteilen. Glaubt der Aufſichtsbeamte, daß die Ausnahmegenehmigung mit dem Schutz der 
Angeſtellten nicht zu vereinbaren iſt, ſo hat er unverzüglich die Entſcheidung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde herbeizuführen. 

§ 10 erhält folgenden Wortlaut: a 

Der Demobilmachungskommiſſar iſt befugt, auf Antrag beteiligter Gewerbetreibenden und 
nach Anhörung der Aufſichtsbeamten oder Aufſichtsbehörden (§ 16) widerruflich weitergehende Aus- 
nahmen zu bewilligen, wenn dieſe Ausnahmen im öffentlichen Intereſſe liegen. Insbeſondere kann 
für Gemeinden mit nicht mehr als 3000 Einwohnern die Verkaufszeit bis ſpäteſtens 7 Uhr abends 
verlängert werden. ! 


Danzig, den 16. Juli 1923, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Eschert. 


274 Verordnung 


über die Erhöhung der Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen. 
Vom 17. 7. 1923. 5 


Auf Grund des § 55 Abſ. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes verordnet der Senat: 
| I. Die Verordnung über die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen vom 
| 29. November 1922 (Geſetzbl. S. 538) in der Faſſung der Verordnungen vom 27. Januar 1928 
5 (Geſetzbl. S. 166) und 10. April 1923 (Geſetzbl. S. 435) wird dahin geändert: 
1. Im 81 Satz 1 wird das Wort „eintauſendfünfhundert“ erſetzt durch das Wort „fünftauſend“. 
2. Dem 8 2 wird folgender Abſatz neu hinzugefügt: ; 
„Soweit nicht in dieſer Verordnung etwas anderes beſtimmt ift, ift unter dem Tagegeld 
das volle Tagegeld im Sinne der im Abſ. 2 Satz 1 erwähnten Vorſchriften zu verſtehen.“ 
3. Im 8 3 Nr. 2 wird das Wort „zehn“ erſetzt durch das Wort „fünfzig“. 
II. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 25. Juli 1923 in Kraft. 


Danzig, den 17. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


275 x Verorduung 
zur Anderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſaammlung S. 545). 
Vom 6. 7. 1923. 
Auf Grund des g 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung wird verordnet, was folgt: 
Artikel 1. 


An die Stelle des 8 54 der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltung ⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Geſetzſamml. S. 545), treten folgende Vorſchri ften! 


778 

8 54. 
(1) Für die Mahnung (8 7) wird eine Gebühr erhoben (Mahngebühr). 
(2) Die Mahngebühr beträgt vier vom Hundert des angeforderten Betrages, mindeſtens aber 
das Doppelte der Briefgebühr ($ 59). Iſt ein mit der Behändigung des Mahnzettels beauftragter 
Beamter zur Annahme des rückſtändigen Betrages ermächtigt worden, fo erhöht fi die Mahngebühr 
Be auf fünf vom Hundert des im Mahnzettel angeforderten Betrages, mindeſtens aber auf das Dreifache 
= der Briefgebühr ($ 59). 0 
Be (3) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Mahnzettel zur Poſt gegeben oder dem mit der 
Be Behändigung Beauftragten übergeben wird oder jobald Auftrag zur mündlichen Mahnung erteilt wird. 


Er. (4) Die Mahngebühr wird nicht erhoben, wenn der Auftrag zur Mahnung zurückgenommen 
8 wird, bevor der Beauftragte Schritte zur Ausführung des Auftrages unternommen hat. 
3 5) Erfolgt die Mahnung durch öffentliche Bekanntmachung, ſo wird keine Mahngebühr erhoben. 
555 
= § 55. 


Im Vollſtreckungsverfahren werden Gebühren erhoben: ö N 

1. für die Pfändung von Sachen, für die Wegnahme der vom Schuldner herauszugebenden 
5 Urkunden ſowie für die Pfändung von Forderungen oder anderen Vermögensrechten 
8 (Pfändungsgebühr, $ 56); 
A 2. für die Verſteigerung und für den freihändigen Verkauf von Gegenſtänden (Verſteigerungs⸗ 
ee: gebühr, $ 57); 
. f 3. für die Abſchrift einer Niederſchrift (Schreibgebühr, 8 58). 


Be. $ 56. 
Be: (i) Die Pfändungsgebühr ($ 55 Nr. 1) beträgt ſechs vom Hundert des Betrages ($ 60), mindeſtens 


aber das Sechsfache der Briefgebühr ($ 59). 
2) Die Gebührenſchuld entſteht: 4 
1. ſobald der Auftrag zur Pfändung von Sachen oder zur Wegnahme von Urkunden dem 
8 Vollziehungsbeamten zugeht; 2 
2. ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, durch die eine Forderung oder ein anderes 
Vermögensrecht gefordert wird, unterzeichnet hat. 
) Die Pfändungsgebühr wird nicht erhoben: 
1. wenn die Vollſtreckungsbehörde den Vollſtreckungsauftrag zurücknimmt, bevor der Voll⸗ 
ziehungsbeamte Schritte zur Ausführung des Auftrages unternommen hat; 
2. wenn die Vollſtreckungsbehörde von der Zuſtellung der Verfügung, durch die eine Forderung 
oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, Abſtand nimmt. 
(4) Wird die Pfändung von Sachen abgewendet (8 18), jo iſt 
1. die volle Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn an den Vollziehungsbeamten, nachdem er 
ſich zur Vornahme der Pfändung an Ort und Stelle begeben hat, gezahlt wird; 
2. die halbe Pfändungsgebühr, mindeſtens aber das Dreifache der Briefgebühr ($ 59), zu 
entrichten, wenn an den Vollziehungsbeamten gezahlt wird, bevor er ſich an Ort und 
* Stelle begeben hat, oder wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch Zahlung abgewendet 
* wird, nachdem der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle erſchienen iſt; 
* 3. feine Pfändungsgebühr zu entrichten, wenn die Pfändung in anderer Weiſe als durch 
. Zahlung abgewendet wird, bevor ſich der Vollziehungsbeamte an Ort und Stelle begeben hat. 
1 : (5) Wird die Pfändung als Anſchlußpfändung G 34) ausgeführt, jo wird dadurch die Gebühren⸗ 
Br: ſchuld nicht berührt. Das gleiche gilt, wenn ein Pfändungsverſuch erfolglos bleibt, weil pfändbare 
Be Sachen nicht vorgefunden werden oder weil die Vorausſetzungen des § 17 Abſ. 2 vorliegen. 
E (6) Werden wegen desſelben Anſpruchs mehrere Forderungen oder andere Vermögensrechte 
gepfändet, jo wird die Pfändungs- ebühr nur einmal erhoben, 


— 


$ 57. 

(1) Die Verſteigerungsgebühr ($ 55 Nr. 2) beträgt acht vom Hundert des Betrages ($ 60), 
mindenſtens aber das Sechsfache der Briefgebühr ($ 59). 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald der Auftrag zur Verſteigerung oder zum freihändigen 
Verkaufe dem Vollziehungsbeamten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht. 

(3) Die Verſteigerungsgebühr wird nicht erhoben, wenn die Vollſtreckungsbehörde den Auftrag 
zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkauf zurücknimmt, bevor der Beauftragte Schritte zur Aus⸗ 
führung des Auftrages unternommen hat. 

(4) Wird die Verſteigerung oder der freihändige Verkauf abgewendet ($ 27 Abſ. 3), jo finden 
die Beſtimmungen des § 56 Abſ. 4 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß auch im Falle des 
$ 56 Abſ. 4 Nr. 1 nur die halbe Verſteigerungsgebühr, mindenſtens aber das Dreifache der Briefgebühr 


($ 59), zu entrichten iſt. 
= f 8 58. | 


(1) Die Schreibgebühr ($ 55 Nr. 3) beträgt das Doppelte der Briefgebühr (8 59). Umfaßt 
die Abſchrift mehr als zwei Seiten, ſo iſt für jede weitere angefangene Seite ebenfalls das Doppelte 
der Briefgebühr ($ 59) zu entrichten. b 

(2) Die Gebührenſchuld entſteht, ſobald die Erklärung, durch die die Abſchrift beſtellt wird, dem 
Vollziehungsbeamten oder der Vollſtreckungsbehörde zugeht. 

(3) Die Schreibgebühr wird nicht erhoben, wenn die Beſtellung zurückgenommen wird, bevor 
mit der Anfertigung der Abſchrift begonnen worden iſt. 2 


9 59. 

Briefgebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt der Betrag, der an dem Tage, an dem die 
Gebührenſchuld entſteht, für die Beförderung eines Briefes bis zu 20 Gramm im Fernverkehr zu ent⸗ 
richten iſt. f N gs j 

(1) Soweit nicht die Briefgebühr als Maßſtab für die Berechnung der Gebühren dient, wird 
die Berechnung der Gebühren die Summe der Beträge zugrundegelegt, deretwegen gemahnt oder voll- 
ſtreckt wird. Bei Feſtſtellung des Betrages, von dem die Gebühren berechnet werden, werden Zinſen 
und Koſten nicht berückſichtigt, wenn ſie als Nebenſchulden zuſammen mit einer Hauptſchuld geltend 
gemacht werden. Bei Ausführung einer Verſteigerung oder bei einem Verkauf aus freier Hand wird 
die Verſteigerungsgebühr von dem Erlöſe berechnet, ſoweit er die Summe der beizutreibenden Beträge 
überſteigt. \ 

(2) Zur Berechnung der Gebühren wird der nach Abſ. 1 maßgebende Betrag auf volle tauſend 
Mark nach unten abgerundet. 8 
8 61. 

(1) Wird gegen Eheleute wegen eines Anſpruchs vollſtreckt, für den die Eheleute als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften, jo werden Pfändungs- und Verſteigerungsgebühren nur einmal erhoben. Für die 
Gebühren haften die Eheleute als Geſamtſchuldner. 

(2) Wird in anderen Fällen gegen mehrere Schuldner vollſtreckt, jo find die Gebühren, auch 
wenn der Vollziehungsbeamte mehrere Vollſtreckungsmaßnahmen bei derſelben Gelegenheit vornimmt, 
von jedem Vollſtreckungsſchuldner beſonders zu entrichten. 5 i 


= 8 62. 
Die im Mahnverfahren entſtehenden baren Auslagen ſind aus der Mahngebühr zu decken. 


8 63 


(1) Im Vollſtreckungsverfahren find die Reiſe⸗ und Zehrungskoſten des Vollziehungsbeamten 
von dem Vollſtreckungsſchuldner nicht zu erſtatten. 8 f > 


2 N Rz en 
a es ß 
PR 7 } 2 n —. un 


(2) Die übrigen baren Auslagen, die im Vollſtreckungsverfahren entſtehen, hat der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner zu erſtatten. Zu den Auslagen gehören insbeſondere: 

1. die Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegrammgebühren; 

2. die Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung, insbeſondere durch Einrücken in öffentliche 

Blätter, entſtehen; hierzu gehören auch die nach den Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes zu 
berechnenden Schreibgebühren für Schriftſtücke, die zum Aushange beſtimmt ſind, dagegen 
nicht die nicht durch öffentliche Bekanntmachung der Mahnung entſtehenden Auslagen; 

3. die Beträge, die den zum Offnen von Türen oder Behältniſſen zugezogenen Perſonen zu 

zahlen find, ferner die Koſten der Beförderung, Verwahrung und Beauſſichtigung gepfändeter 
Sachen, die Koſten der Aberntung gepfändeter Früchte und die Erhaltung gepfändeter Tiere; 
4. die an Zeugen und Sachverſtändige zu zahlenden Beträge ($ 64); 5 
5. die Gerichtskoſten und in den Fällen des $35 etwaige Gebühren und Auslagen des Gerichts- 
vollziehers. a 

(3) Die Pflicht zur Erſtattung ſolcher Auslagen, die bei Ausführung einer Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme erwachſen, entſteht, ſobald der Auftrag zu der Vollſtreckungsmaßnahme dem Vollziehungs⸗ 
beamten oder dem ſonſtigen Beauftragten zugeht oder ſobald die Vollſtreckungsbehörde die Verfügung, 
durch die eine Forderung oder ein anderes Vermögensrecht gepfändet wird, unterzeichnet. 

(4) Findet zur Verſteigerung oder zum freihändigen Verkaufe von Sachen, die bei mehreren 
Vollſtreckungsſchuldnern gepfändet worden ſind, ein einheitliches Verfahren ſtatt, ſo werden die Auslagen, 
die in dieſem Verfahren entſtehen, auf die beteiligten Vollſtreckungsſchuldner verteilt. Dabei iſt auf die 
beſonderen Umſtände des einzelnen Falles, insbeſondere auf Wert, Umfang und Gewicht der Gegenſtände, 
billige Rückſicht zu nehmen. 8 64 


() Zeugen und Sachverſtändigen iſt auf Antrag eine Entſchädigung zu gewähren. 
(2) Die Entſchädigung darf die Gebühr einſchließlich des Teuerungszuſchlages nicht überſteigen, 
die in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten auf Grund der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige 


lin der jeweils geltenden Faſſung) gewährt werden kann. 


f 8 65. 
x Für Zwangsvollſtreckungen, die durch Gerichtsvollzieher ausgeführt werden, gelten die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 54 bis 64 nicht. 5 14 
s rtitel 2. 


Die bisherigen 88 55 und 56 der im Artikel 1 bezeichneten Verordnung werden 88 66 und 67. 
Der Gebührentarif fällt weg. Artitel 3, 
1 + 


(1) Die Verordnung tritt drei Tage nach ihrer Verkündung im Geſetzblatt in Kraft. 

(2) Für Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung, die zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Ver- 
ordnung eingeleitet, aber noch nicht beendet ſind, gilt das frühere Recht inſoweit, als die Gebührenſchuld 
oder die Verpflichtung zur Erſtattung der Auslagen vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
entſtanden iſt. t 


Danzig, den 6. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


